11
11

[image: image1.wmf][image: image2.jpg]W





19.08.2001

66/01

Bund, Länder, Gemeinden
Arbeiter/-innen, Angestellte

Zusatzversorgung

Kein Fortschritt bei den Tarifverhandlungen

Arbeitgeber wollen die Trendwende in der Zusatzversorgung und die Beschäftigten sollen die Zeche bezahlen

Am 15./16. August 2001 sind in Berlin die Tarifverhandlungen zur Neu-/ Umgestaltung der Zusatzversorgung im Sondierungskreis fortgesetzt worden (vgl. TS-berichtet Nr. 44/01 vom 15.06.2001 und Flugblatt Nr. 3). Im Mittelpunkt der Auseinandersetzung stand die Frage, wie unter den gegenwärtigen steuerlichen Rahmenbedingungen die Finanzierung der Zusatzversorgung auf Dauer sichergestellt werden kann. Hierzu hat ver.di konkrete Forderungen erhoben, während die Arbeitgeberseite vorrangig daran interessiert war, wie die in der Vergangenheit aufgelaufenen Finanzierungslücken unter weitgehender Beteiligung der Arbeitnehmer/-innen geschlossen werden können und die Ansprüche der künftigen Versorgungsrentner/-innen abgesenkt werden können. Die Verhandlungen werden am 6./7. September 2001 in Stuttgart fortgesetzt.

Ab 1.1.2002 wird der Aufbau einer kapitalgedeckten Altersvorsorge („Riester-Rente“) durch Zulagen / Sonderausgabenabzug gefördert. In der betrieblichen Altersversorgung werden die Beiträge des Arbeitgebers an Pensionskassen in bestimmten Umfang von der Steuer freigestellt. Dadurch tritt eine steuerliche Entlastung sowohl für die Arbeitgeber als auch die Arbeitnehmer/-innen ein. Diese Maßnahmen sollen jedoch nach dem Willen des Gesetzgebers den Beschäftigten des öffentlichen Dienstes so lange vorenthalten bleiben, wie ihre Versorgung im Rahmen einer Gesamtversorgung ermittelt wird. Der Wortlaut der in diesem Zusammenhang angesprochenen Vorschriften kann der <Anlage 1> entnommen werden.

Zur Inanspruchnahme dieser neuen steuerlichen Förderungsmöglichkeiten, die das Ziel haben, den Aufbau einer zusätzlichen kapitalgedeckten Altersvorsorge zum Ausgleich der in der gesetzlichen Rentenversicherung zu erwartenden Niveauabsenkungen zu erleichtern, hat sich ver.di für eine grundlegende Reform des Zusatzversorgungsrechts ausgesprochen. Eine derartige Neu-/Umgestaltung der Zusatzversorgung soll sich an folgenden Eckpunkten orientieren:

1. Das derzeitige Gesamtversorgungssystem ist durch ein neues, tarifvertraglich geregeltes, kapitalgedecktes System der betrieblichen Altersversorgung abzulösen. Einzubeziehen sind Arbeitnehmer/-innen, deren Versorgung durch die VBL und die kommunalen Zusatzversorgungskassen durchgeführt wird; dabei ist sicherzustellen, daß die Versicherungen übergeleitet werden können.

2. Das neue System (Endgehaltsmodell bzw. Punktemodell) ist unter Berücksichtigung der steuerlichen Förderung (§ 3 Nr. 63 EStG) zu konzipieren. Es sind Alters-, Invaliditätsrenten – unter Einschluß von Zurechnungszeiten - und Hinterbliebenenrenten vorzusehen. Das Niveau der zu erreichenden Versorgung ist an dem derzeitigen Niveau (unter Einschluß einer nach § 10a EStG geförderten Altersvorsorge) auszurichten. Insbesondere für den Bereich der neuen Bundesländer sind Mindestbetragsregelungen vorzusehen. Die Abwicklung dieser Versorgungsregelungen soll weiterhin durch die VBL und die kommunalen Zusatzversorgungskassen erfolgen. 

3. Über Anpassungen (Dynamisierungen) ist tarifvertraglich gesondert zu entscheiden.

4. Besitzstände (Rentenleistungen sowie erworbene Anwartschaften einschließlich der Exspektanzen) sind zum Zeitpunkt der Einführung des neuen Systems zu ermitteln und in dieses neue System zu transferieren. Die hierfür aufzubringenden Mittel sind unter Einschluß der vorhandenen Vermögen der Zusatzversorgungseinrichtungen von den Arbeitgebern bereitzustellen. 

Dies bedeutet im Grundsatz, daß die Leistungen aus der Zusatzversorgung künftig nicht mehr im Rahmen einer Gesamtversorgung erbracht und auch nicht mehr im Umlageverfahren finanziert werden.

ver.di geht davon aus, daß dadurch eine zukunftssichere Versorgung ermöglicht wird. Hierzu sollen alle durch die veränderte steuerliche Förderung freiwerdenden Mittel auf Arbeitnehmer- und Arbeitgeberseite in die Finanzierung der Zusatzversorgung eingebunden werden. Ohne diese steuerliche Flankierung kann es keine Um-/Neugestaltung der Zusatzversorgung geben. Zur Klärung der in diesem Zusammenhang stehenden steuerrechtlichen Probleme hatte die Gemeinsame Expertengruppe eine Reihe von steuerrechtlichen Fragen aufgeworfen, die durch die Steuerreferenten des Bundes und der Länder beantwortet werden sollten. Der Fragenkatalog mit den Antworten ist (auszugsweise) als <Anlage 1> beigefügt. Daraus ergibt sich zunächst, daß auch nach einer Abkehr vom System der Gesamtversorgung nur diejenigen Aufwendungen steuerlich begünstigt werden sollen, die in das neue „System“ fließen. Ungeklärt bleibt die Frage, ob Zuschüsse des Arbeitgebers zur Finanzierung der bereits entstandenen Renten und Anwartschaften steuer- und beitragsfrei geleistet werden können. 

Bei Aufnahme der Tarifverhandlungen im März 2001 hatten sich die Tarifvertragsparteien darauf verständigt, einvernehmlich Eckdaten zur Zusatzversorgung festzustellen, die Ursachen für die Finanzierungsdefizite aufzuzeigen, die Auswirkungen von Einflußfaktoren auf das Leistungs- und Finanzierungsrecht und die Vor- und Nachteile anderer Modelle betrieblicher Altersversorgung darzustellen sowie Alternativen zum derzeitigen System zu rechnen.

Das jetzt vorliegende Datenmaterial weist aus, daß die Ausgabenlastquote in der Zusatzversorgung (Verhältnis Rentenausgaben zu den Bezügen der Aktiven) in den kommenden Jahren dramatisch ansteigen wird. Dies hat Auswirkungen auf die Höhe des Umlagesatzes bei allen Zusatzversorgungseinrichtungen und nicht nur bei der Versorgungsanstalt des Bundes und Länder. Obwohl die Umlagen im wesentlichen von den Arbeitgebern getragen werden, sind die Arbeitnehmer über die von ihnen zu tragenden Steuern und Sozialversicherungsbeiträge und ggf. durch den steigenden Eigenanteil an der Umlage (oberhalb eines Umlagesatzes von 5,2%) belastet. Steigt z.B. der bei der VBL erforderliche Umlagesatz von z.Zt. 7,7% auf 10 %, verringern sich dadurch die Nettobezüge (StKl. III) um rd. 85,-- DM bei einem Bruttoarbeitsentgelt von 5.000,-- DM. Diese Entwicklungen erfordern tarifpolitische Konsequenzen, zumal den steigenden Aufwendungen für die Zusatzversorgung keine entsprechenden Leistungszuwächse gegenüberstehen. Das Berechnungsbeispiel ist als <Anlage 3> beigefügt.

Deshalb fordert ver.di die Umgestaltung des Zusatzversorgungssystems, die die Arbeitnehmer/-innen des öffentlichen Dienstes in die Lage versetzt, die Möglichkeiten der steuerlichen Förderung der betrieblichen Altersversorgung zu nutzen.

Eine Neuausrichtung der Zusatzversorgung würde aus Sicht von ver.di zur Folge haben, daß die bisher erworbenen Ansprüche in ein neues System überführt werden und sich die künftigen Ansprüche nach neuem Recht entwickeln. Als zwangsläufige Folge ergäbe sich, daß die bis zur Systemumstellung erworbenen Ansprüche von den Arbeitgebern zusätzlich zu der künftigen kapitalgedeckten Versorgung finanziert werden müßten.

An dieser für die Umgestaltung der Zusatzversorgung zentralen Frage der Lastenverteilung entzünden sich die Auseinandersetzungen. 

Eine Übersicht über die Lastenverteilung in der Zusatzversorgung ist als <Anlage 4> beigefügt. Aus dieser Zusammenstellung wird deutlich, in welchem Ausmaß die einzelnen Arbeitgeber (Beteiligten) durch die Umlagezahlungen und die daraus resultierenden Rückflüsse an Steuern belastet sind. Von den erhobenen Steuern fließen je 42,5% an den Bund und die Länder zurück, während auf die Gemeinden nur 15% entfallen und die sonstigen Beteiligten nichts erhalten.

Die Finanzierung der „Altlasten“ unter Beteiligung der Arbeitnehmer/-innen sicherzustellen, ist das vorrangige Ziel der Arbeitgeber. Lediglich die dann noch verbleibenden Mittel sollen nach ihrer Vorstellung in eine zukünftige Versorgungsregelung einfließen. Sie sind nicht bereit, vorab für die von ihnen in der Vergangenheit verursachten Defizite geradezustehen. Außerdem sind sie auch nicht bereit, auf Steuerrückflüsse zu verzichten. Konkrete Aussagen zur Ausgestaltung einer neuen Versorgung haben sie nicht gemacht. Dies wird überdeutlich an dem ver.di. vorgelegten Fragenkatalog, der als <Anlage 5> beigefügt ist.

Die Arbeitgeber verlangen trotz Abkehr vom Gesamtversorgungssystem weiterhin die Einbeziehung der Arbeitnehmer/-innen in die Finanzierung der bereits erworbenen Anwartschaften und Rentenleistungen durch Aufrechterhaltung der Umlagefinanzierung bei gleichzeitiger Absenkung des Versorgungsniveaus.

Auf dieser Basis kann bis zum Ende des Jahres kein Tarifabschluß erzielt werden, mit dem die in der Tarifrunde 2000 sonst angedrohte Absenkung der Versorgungsrenten auf das Niveau des Jahres 1999 verhindert wird.

Die Verhandlungen werden am 6./7. September 2001 in Stuttgart fortgesetzt. Weitere Verhandlungstermine sind für den 30./31. Oktober 2001 und den 8./10. November 2001 vereinbart worden.

Anlage 1

zu TS-berichtet Nr. 66/01

Zusätzliche steuerliche Förderung der betrieblichen Altersversorgung nach dem Altersvermögensgesetz (AVmG)

· Steuerbefreiung der Beiträge des Arbeitgebers an Pensionskassen und Pensionsfonds nach § 3 Nr. 63 EStG
Mit dem Gesetz zur Reform der gesetzlichen Rentenversicherung und zur Förderung eines kapitalgedeckten Altersvorsorgevermögens (Altersvermögensgesetzes - AVmG) vom 26. Juni 2001 wird § 3 EStG – Steuerfreie Einnahmen – um die Nr. 63 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

(Steuerfrei sind ...)

„Beiträge des Arbeitgebers aus dem ersten Dienstverhältnis an eine Pensionskasse oder einen Pensionsfonds, soweit sie insgesamt im Kalenderjahr 4 vom Hundert der Beitragsbemessungsgrenze der Arbeiter und Angestellten zur gesetzlichen Rentenversicherung nicht übersteigen. Dies gilt nicht für Beiträge an eine Zusatzversorgungseinrichtung für eine betriebliche Altersversorgung im Sinne des § 10 Abs. 1 Satz 4
 oder soweit der Arbeitnehmer nach § 1a Abs. 3 des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung verlangt hat, dass die Voraussetzungen für eine Förderung nach § 10a oder Abschnitt XI
 erfüllt werden;“

Damit verbleibt es bei dem bisherigen Verfahren der steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Behandlung der Umlagen.

· Förderung der privaten Altersvorsorge nach §10a EStG [„Riester“]

Ab 1.1.2002 wird der Aufbau einer privaten Altersvorsorge durch Sonderausgabenabzug (§ 10a EStG) und Zulagengewährung (XI. Abschnitt EStG - Altersvorsorgezulage) steuerlich gefördert.

Von dieser Förderung sind die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes ausgenommen:

Auszug aus § 10a Abs. 1 EStG:
Satz 1

„In der gesetzlichen Rentenversicherung Pflichtversicherte können Altersvorsorgebeiträge (§ 82) zuzüglich der dafür nach ... zustehenden Zulage ... bis zu ... als Sonderausgabe abziehen. ...

Satz 4

Satz 1 gilt nicht für Pflichtversicherte, die kraft zusätzlicher Versorgungsregelung in einer Zusatzversorgung pflichtversichert sind und bei denen eine der Versorgung der Beamten ähnliche Gesamtversorgung aus der Summe der Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung und der Zusatzversorgung gewährleistet ist.“ 

Begründung des Gesetzentwurfs (BT-Drs. 14/5150, S. 35):

Nicht zum Kreis der Begünstigten gehören u.a.: Selbständige, die eine eigene private Altersvorsorge aufbauen, freiwillig Versicherte und geringfügig Beschäftigte im Sinne des § 8 Abs. 1 SGB IV, die nicht auf die Versicherungsfreiheit verzichtet haben, die in einer berufständischen Versorgungseinrichtung Pflichtversicherten, Beamte und diejenigen in der gesetzlichen Rentenversicherung Pflichtversicherten, die zusätzlich kraft Versorgungsregelung eine Zusatzversorgung mit Gewährleistung einer beamtenähnlichen Gesamtversorgung haben. Diese Bestimmung betrifft im Wesentlichen Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes, die in der Regel in der gesetzlichen Rentenversicherung und daneben – insbesondere aufgrund tarif- oder arbeitsvertraglicher Regelungen – in einer Zusatzversorgung pflichtversichert sind. Wesentliches Kennzeichen der beamtenähnlichen Gesamtversorgung ist, dass mittels der Zusatzversorgung die jeweilige individuelle Grundversorgung (in der Regel die Leistung der gesetzlichen Rentenversicherung) - über die erstmalige Festsetzung hinaus - fortwährend auf ein an der Beamtenversorgung orientiertes Brutto- bzw. Netto-Gesamtversorgungsniveau aufgestockt wird. Bei einer wirkungsgleichen Übertragung der Maßnahmen der Rentenreform zur Absenkung des Rentenniveaus auf die anderen Alterssicherungssysteme des öffentlichen Dienstes ist beabsichtigt, Beamte und Arbeitnehmer, die in einer Zusatzversorgungseinrichtung des öffentlichen Dienstes versichert sind, ebenfalls in die steuerliche Förderung der privaten Altersvorsorge durch Zulagen oder Sonderausgabenabzug einzubeziehen, soweit die übrigen Voraussetzungen für eine förderfähige Leistung erfüllt sind. Einzelheiten sind in einem gesonderten Gesetzgebungsverfahren vorbehalten.

Anlage 2

zu TS-berichtet Nr. 66/01

Besteuerung der Umlagen nach Ablösung des Gesamtversorgungssystems

Auszug aus der Stellungnahme der Bund/Länderarbeitsgruppe AVmG zu den Fragen der Tarifvertragsparteien 

Angenommener Sachverhalt

Die Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes wird geändert. An die Stelle des Gesamtversorgungssystems tritt ein Betriebsrentensystem. Leistungen für Dienstjahre ab Umstellung werden zusätzlich und unabhängig von der gesetzlichen Rentenversicherung und deren weiterer Entwicklung definiert und gewährt. Niveauabsenkungen im Bereich der gesetzlichen Renten treffen daher die Versicherten in vollem Umfang.

Versicherte, die im Zeitpunkt der Umstellung bereits in einer Zusatzversorgungseinrichtung versichert sind, erhalten zur Abgeltung erworbener Anwartschaften eine Besitzstandsrente, die auf der Basis des bisherigen Systems als DM‑Betrag definiert und unabhängig von der weiteren Entwicklung der gesetzlichen Rente ist. Auch insoweit trägt der einzelne Versicherte künftig das Risiko etwaiger Niveauabsenkungen der gesetzlichen Rente.

Beiträge zum Erwerb von neuen zusätzlichen Versorgungsanwartschaften für die Zeit nach der Umstellung des Leistungsrechtes der Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes wären nach dem derzeitigen Rechtsstand gemäß § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei, wenn es sich um originäre Arbeitgeberbeiträge handelt und die weiteren Voraussetzungen des § 3 Nr. 63 EStG vorliegen. Die „Eigenbeiträge“ des Arbeitnehmers fallen nicht unter den § 3 Nr. 63 EStG.

Dies soll nicht gelten, wenn die Finanzierung der Zusatzversorgungseinrichtung für die neuen Leistungsanwartschaften nicht nach dem Kapitaldeckungsverfahren, sondern nach dem Umlageverfahren oder nach Verfahren mit teilweiser Kapitaldeckung (Deckungsabschnittsverfahren) bewerkstelligt wird.

Zielsetzung des Gesetzes ist gerade der Aufbau einer solchen Altersvorsorge. Dem stünde eine Förderung im Rahmen eines Umlageverfahrens entgegen. Bei § 3 Nr. 63 EStG und § 10a EStG,  § 82 Abs. 2 EStG handelt es sich lediglich um die steuer​liche Förderung zweier unterschiedlicher Zahlungsströme für den Aufbau einer betrieblichen Altersvorsorge, die die Versorgungsleistungen mittels Kapitaldeckung durch einen externen Träger sicherstellt.

Auch das in § 3 Nr. 63 Satz 2 EStG vorgesehene Optionsrecht des Arbeitnehmers (Verzicht auf die Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG zugunsten einer Förderung nach § 10a EStG/Xl. Abschnitt EStG) macht deutlich, dass der Gesetzgeber nicht nur bei der Förderung nach § 10a EStG/Xl. Abschnitt EStG, sondern insgesamt von einer kapitalgedeckten Altersvorsorge ausgegangen ist. § 22 Nr. 5 Sätze 2 und 3 EStG verdeutlichen ebenfalls das Erfordernis einer Kapitaldeckung.

Beiträge und Umlagen zur Finanzierung der Besitzstandsrenten fallen nicht unter § 3 Nr. 63 EStG, da es nicht um den Aufbau zukünftiger kapitalgedeckter Anwartschaften geht. Diese vergangenheitsbezogenen Anwartschaften beruhen auf den Grundsätzen der beamten​ähnlichen Gesamtversorgung. Die vom Arbeitgeber gezahlten Umlagen zur Finanzierung der Besitzstandsrenten sind wie bisher als Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit für die anwartschaftsberechtigten Arbeitnehmer steuerpflichtig.

Zur steuerlichen Behandlung der Beiträge, die ein Beschäftigter des öffentlichen Dienstes aus seinem versteuerten und verbeitragten Entgelt als Altersvorsorgebeiträge an eine Zusatzversorgungseinrichtung oder andere Träger einzahlt 

Nach § 10 a Abs. 1 Satz 4 EStG gehören nicht zum begünstigten Personenkreis die in einer Zusatzversorgungseinrichtung pflichtversicherten Arbeitnehmer, bei denen eine der Versorgung der Beamten ähnliche Gesamtversorgung aus der Summe der Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung und der Zusatzversorgung gewährleistet ist.

Sofern sich die Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes vom bisherigen System einer beamtenähnlichen Versorgung vollständig löst und es dort ebenfalls zu deutlichen Leistungseinschnitten kommt, können dort pflichtversicherte Arbeitnehmer in den begünstigten Personenkreis des § 10a Abs. 1 EStG, § 82 EStG einbezogen werden.

Dies bedeutet zunächst, dass im Falle eines Wechsels des Altersversorgungssystems bei den Arbeitnehmern des öffentlichen Dienstes der zukünftige Aufbau einer neuen, zusätzlichen Altersvorsorge gefördert werden kann.

Das AVmG verfolgt u.a. das Ziel, zum Ausgleich des im Laufe der kommenden Jahre langsamer ansteigenden Versorgungsniveaus in der gesetzlichen Rentenversicherung den Aufbau einer zusätzlichen kapitalgedeckten privaten Altersvorsorge zu fördern. Auch wenn sich eine Kapitaldeckung nicht unmittelbar aus dem Wortlaut des § 82 EStG ergibt, folgt diese doch aus dem Gesetzeszweck und dem Förderkonzept:

Die Regelung ist Bestandteil des Gesetzes „zur Förderung eines kapitalgedeckten Altersvorsorgevermögens“. Zielsetzung des Gesetzes ist gerade der Aufbau einer solchen Altersvorsorge. Dem stünde eine Förderung im Rahmen eines Umlageverfahrens entgegen. In § 82 Abs. 2 EStG sind nur Durchführungswege der betrieblichen Altersversorgung aufgenommen worden (Pensionsfonds, Direktversicherung, Pensionskasse mit Ausnahme der umlagefinanzierten Zusatzversorgungskassen), die die Versorgungsleistungen mittels Kapitaldeckung durch einen externen Träger sicherstellen. 

Auf eine Zertifizierung von Produkten in der betrieblichen Altersversorgung wurde verzichtet, da die im § 82 EStG genannten Durchführungswege der betrieblichen Altersversorgung die vom Gesetzgeber im AltZertG geforderten Mindeststandards bereits erfüllen. Im AltZertG ist eine Nominalwertzusage geregelt. Der Gesetzgeber geht somit davon aus, dass das Kapital des Anlegers noch vorhanden ist.

Die Förderfähigkeit betrifft demzufolge nur Altersvorsorgebeiträge des Arbeitnehmers aus seinem individuell versteuerten und damit verbeitragten Arbeitsentgelt zum Aufbau einer kapitalgedeckten Altersvorsorge (vgl. § 82 EStG).

Steuerliche Behandlung eines pauschalierten Arbeitgeber-Zuschusses an Zusatzversorgungseinrichtungen zur Finanzierung von nicht durch Umlagen etc. gedeckten Ausgaben 

Angenommener Sachverhalt:

Arbeitgeber, die Beteiligte/Mitglieder einer Zusatzversorgungseinrichtung sind, werden durch Tarifvertrag und/oder Satzung verpflichtet, die nicht durch Umlagen, Beiträge oder sonstige Einkünfte der Zusatzversorgungseinrichtung gedeckten Ausgaben durch pauschalierte Zuschüsse zu erfüllen. Durch derartige Zuschüsse würden die Rechtspositionen der Versicherten/Leistungsempfänger der Zusatzversorgungseinrichtung nicht berührt. Solange Zuschüsse erhoben werden, bleibt eine Senkung des Umlagesatzes ausgeschlossen.

Frage:

Sind die genannten Zuschüsse Bestandteil des steuerpflichtigen Einkommens bei Versicherten oder Leistungsempfängern?

Antwort:

Zwei vom BFH entschiedene Verfahren* (Bundeseisenbahnvermögen) könnten für die Beantwortung dieser Frage präjudizierend sein. Da die Entscheidungsgründe noch geprüft und im Kreis der Lohnsteuerreferatsleiter erörtert werden müssen, ist eine abschließende Stellungnahme der Arbeitsgruppe gegenwärtig nicht möglich.

*Der BFH hat mit Urteil vom 30. Mai 2001 - VI R 159/99 – entschieden:

Der Zuschuss, den der Bund an die Bahnversicherungsanstalt Abteilung B leistet (Bundeszuschuss), ist nicht bei den dort zusatzversicherten Arbeitnehmern des Bundeseisenbahnvermögens anteilig als Arbeitslohn zu erfassen.

Anlage 3

zu TS-berichtet Nr. 66/01

Nettoberechnung

VBL-Umlagessatz
7,70%
10%

Bruttoentgelt



5.000,00
5.000,00

Berechnungswerte







BBG-RV
8.700
BBG-KV
6.525



Krankenversicherung




6,75
6,75

Pflegeversicherung




0,85
0,85

Rentenversicherung




9,55
9,55

SGB III




3,25
3,25

VBL-
AG-Anteil



6,45
7,60

Umlage
AN-Anteil



1,25
2,40

Grenzbetrag für Pauschalversteuerung

175,00
175,00

Grenze für Pauschalversteuerung

2.713,18
2.302,63

Hinzurechnungsbetrag für SV-Beiträge**
41,83
31,57

Lohnsteuerpflichtiges Arbeitsentgelt*

5.147,50
5.205,00

Sozialversicherungspflichtiges Arbeitsentgelt**




5.189,33
5.236,57

Abzüge







Lohnsteuer
StKl. 
3


413,50
429,16

Solidaritätszuschlag




21,50
23,60

Arbeitnehmeranteil am Beitrag







zur ges. Krankenversicherung




350,28
353,47

zur Pflegeversicherung




44,11
44,51

zur ges. Rentenversicherung




495,58
500,09

nach dem SGB III




168,65
170,19

AN-Anteil an der VBL-Umlage




62,50
120,00

Nettoarbeitsengelt




3.443,88
3.358,98





Differenz

-84,90

*Steuer-Brutto:

Umlage – AG – Anteil 
5.000,-- DM x 6,45% = 

322,50 DM

Pauschalversteuerung bis 





175,00 DM

Individuell zu versteuern





147,50 DM
**SV-Brutto:

Bis zu einem Bruttobetrag von 2.713,18 DM wird die darauf entfallende Umlage pauschal versteuert.

Nach der ArEV sind dem Bruttoarbeitsentgelt hinzuzurechnen:

2,5% von 2.713,18 DM = 67,83 DM abzügl. 26,-- DM 
  
  41,83 DM 


[Individuell zu verst. Umlage]
147,50 DM
Insgesamt 







189,33 DM
Pauschalversteuerung durch Arbeitgeber:

Lohnsteuer (20% von 175,-- DM)




35,00 DM

Solidaritätszuschlag





  1,93 DM











36,93 DM

Anlage 4

zu TS-berichtet Nr. 66/01

Verteilung der Lasten in der Zusatzversorgung


















VBL
AKA*

Summe

Pflichtversicherte







Bund


153.000


153.000

Länder


571.000
10.000

581.000

Gemeinden


234.000
1.003.000

1.237.000

Sonstige


557.000
663.000

1.220.000




1.515.000
1.676.000

3.038.000









Rentner







Bund


178.000
0

178.000

Länder


373.000
3.000

376.000

Gemeinden


147.000
398.000

545.000

Sonstige


216.000
263.000

479.000




914.000
664.000

1.578.000









Durchschnittsentgelt p.a. in DM


51.620
57.620











Durchschnittsrente p.a. in DM


7.310
7.360











Gesamtbelastung der Arbeitgeber









Bund 
Länder
Gemeinden
Sonstige
Summe 



DM
DM
DM
DM
DM

Umlagen

509.000.000
1.934.000.000
4.044.000.000
4.013.000.000
10.500.000.000









Pauschalsteuer

71.000.000
268.000.000
571.000.000
564.000.000
1.474.000.000


Rückflüsse
670.000.000
570.000.000
201.000.000
0
1.441.000.000









Individualsteuer








Rückflüsse
485.000.000
485.000.000
171.000.000
0
1.141.000.000









SV-Beiträge (AG/AN)

54.000.000
206.000.000
448.000.000
439.000.000
1.147.000.000









Gesamtbelastung AG

-521.000.000
1.353.000.000
4.691.000.000
5.016.000.000
10.539.000.000









Gesamtbelastung der Arbeitnehmer




Umlagen





1.219.000.000

Steuern und SV-Beiträge





2.287.000.000

Gesamtbelastung AN





3.506.000.000









*Arbeitsgemeinschaft kommunale und kirchliche Altersversorgung (AKA) e.V. (Zahlen ohne Kirchenkassen)







Anlage 5

zu TS-berichtet Nr. 66/01

Fragenkatalog der Arbeitgeber vom 15./16.8.2001

1. Besteht Einvernehmen, dass das Gesamtversorgungssystem sich auf Dauer weder für Arbeitgeber noch für Arbeitnehmer als finanziell tragfähig erweist?

2. Wie können die Mehrbelastungen in der Übergangsphase von allen Beteiligten solidarisch getragen werden?

3. Unter welchen Voraussetzungen kann die Finanzierung in einem Mischsystem erfolgen, in dem der Grad der Kapitaldeckung im Rahmen der Möglichkeiten ansteigt?

4. Wie können folgende Instrumente zielführend in einen Lösungsansatz einbezogen werden:

· Umlageleistungen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber

· Zuschüsse

· Beiträge

· steuerliche Förderung?

5. Wie kann aufbauend auf dem bisherigen Schlüssel der Lastenverteilung zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern die Umlage auf das erforderliche Maß angehoben werden?

6. Wie kann der Systemwechsel vollzogen werden, ohne dass Ausfälle oder Mehrungen beim Steuer- und Sozialversicherungsaufkommen eintreten und wie können individuelle Entlastungen bei den Arbeitnehmern dem System zu Gute kommen?

7. Wird die Problematik der Halbanrechnung gelöst, indem die Systemumstellung unter Einfrieren der Leistungen zum 31.12.2000 erfolgt?

8. Besteht Einvernehmen, dass das Punktemodell am ehesten geeignet ist, den Systemwechsel zu ermöglichen?

� 4Satz 1 gilt nicht für Pflichtversicherte, die kraft zusätzlicher Versorgungsregelung in einer Zusatzversorgung pflichtversichert sind und bei denen eine der Versorgung der Beamten ähnliche Gesamtversorgung aus der Summe der Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung und der Zusatzversorgung gewährleistet ist.


� Altersvorsorgezulage








